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Dritter Abschnitt

Folgerungen auf das gegenseitige Rechtsver -
hältnifs beider Geschlechter überhaupt

im Staate*

'
§ • 32 .

U
üat das Weib die gleichen Rechte im Staate , welche
der Mann hat ? Diese Frage könnte schon als Frage
lächerlich scheinen . Ist der einzige Grund aller

, O

Rechtsfähigkeit , Vernunft und Freiheit , wie könnte

zwischen zwei Geschlechtern , die beide dieselbe Ver¬
nunft und dieselbe Freiheit besitzen ein Unterschied

der Rechte Statt finden ?

Nun aber scheint es doch allgemein , seitdem

Menschen gewesen sind , anders gehalten , und das

weibliche Geschlecht in der Ausübung seiner Recht ®

dem männlichen nachgesezt worden zu seyn . Eine

solche - allgemeine Uebereinstimmung mufs einen tief¬

liegenden Grund haben , und ist dieA -ufsuchung dessel¬

ben je ein dringendes Bcdürinifs gewesen
'
, so ist sie

es in unsern Tagen .

Vorausgcsezt , dafs das andere Geschlecht in Ab¬

sicht seiner Rechte , wirklich gegen das erste zuriick -

gesezt. sey, ’so würde es keinesweges hinreichcu , als

den Grund dieser Zurücksetzung die geringem Geistes¬

und körperlichen Kräfte des Weibes anzuführen . Be¬

sonders auf das erstere würden die Weiber , und ihre
Schuz -



Schuzredner antworten : zuförderst bildet man uns
nicht gehörig aus , und das männliche Geschlecht ent»

fernt uns geflissentlich von ^
den Quellen der Bildung :

dann ist euer Vorgeben nicht einmal streng richtig ,
denn gegen die meisten Männer , die der Ruhm ihres

Geschlechts sind , wollten wir euch gar wohl Weiber

gegenüber stellen, , die nach einer gerechten Schätzung
ihnen nichts nachgeben würden ; endlich könnte aus

dieser Ungleichheit , wenn sie auch gegründet wäre,
nimmermehr eine so entschiedene Ungleichheit der

• Rechte folgen , da man ja wohl auch unter den Män¬

nern eine sehr grofse Verschiedenheit der geistigen
und körperlichen Kräfte wahrnimmt , ohne dafs man

daraus eine so drückende Folgerung auf das gegensei¬

tige Rechtsverhältnifs derselben gestatten will .

Es wäre , demnach vor allen Dingen nur das zu

untersuchen , ob denn auch wirklich die Weiber sozu -

rückgesezt sind , ' als es einige unter ihnen , und noch

mehr , einige unberufene Schuzredner derselben .vorge¬
ben . Es wird - in unserer Darstellung ein Punkt rrach

dem andern sich ergeben ,O

§ • 33 *

Ob an sich dem weiblichen Geschlechte nicht alle

Menschen - nnd Bürgerrechte so gut zulcommen , als

dem männlichen ; darüber könnte nur der die Frage er¬

heben , welcher zweifelte , ob die Weiher auch völli¬

ge Menschen seyen . Wir sind darüber nicht im Zwei'

fei j wie aus den oben aufgestellten Sätzen Jiervorgeht .

Aber darüber , ob und inwiefern das weibliche Ge¬

schlecht alle seine Rechte ausüben auch nur wollen
könne,

<’■ ;



Könne , könnte allerdings die Frage entstehen . Wir

gehen , um diese Frage zu beantworten , die möglichen
Zustände des Weibes einzeln durch .

§ • 34 -

Der Regele nach , — von den Ausnahmen tiefer

unten — ist das Weib entweder noch hing fr au , und

dann steht sie unter der väterlichen Gewalt , wie der

«nverheirathete Iungling ebenfalls . Hierin sind beide

Geselilechter ganz gleich . Beide befreiet ihre Verhei -

ralhung ; in Absicht welcher beide gleich frei sind :

ödqr , wenn Eins den Vorzug hat , so sollte die Tochter

ihn haben . — Sie darf schlechthin auch nicht einmal

durch Vorstellungen und Zureden zur Heirath genö -

thigt werden : welches bei dem Sohne noch eher thun -

lich ist , ans den oben angezeigten Gründen . —

Oder das Weih ist verh.eira.thet , und dann , hängt
ihre eigene Würde daran , dafs sie ihrem Manne ganz
unterworfen fey und scheine . — Man bemerke wohl

— es geht zwar dies aus meiner ganzen Theorin her¬

vor , und ist mehrmals ausdrücklich angemerkt , aber

es ist vielleicht nicht überflüssig , es wiederholt einzu -

schärfen , — das Weib ist nicht unterworfen , so

dafs der Mann ein Zwangsrecht auf sie hätte : sie ist

unterworfen durch ihren eigenen fortdauernden noth -

wendigen und ihre Moralität bedingenden Wunsch ,
unterworfen zu seyn . Sie dürfte wohl ihre Freiheit

zurücknehmen , wenn sie wollte ; aber gerade hier

liegt es ; sie kann es vernünftiger Weise nicht wollen .

Sie mufs , da ihre Verbindung nun einmal allgemein

bekannt ist , allen , denen sie bekannt ist , erscheinen
wollen ,
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wollen , als gänzlich unterworfen dem Manne , als in
ihm gänzlich verloren .

Also , zufolge ihres eigenen nothwendigen Wil¬
lens ist der Mann der Verwalter aller ihrer Rechte ;
sie will , dafs dieselben behauptet , und ausgeübt wer¬
den , Viur inwiefern er es will . Er ist ihr natürlicher
Repräsentant im Staate , und in der ganzen Gefell¬
schaft . flies ist ihr Verliältnifs zur Gesellschaft , ihr

öffentliches Verhältnifs . Ihre Rechte unmittelbar
durch sich selbst auzusiiben , tann ihr gar nicht
einfallen ,

Was das häusliche und innere Verhältnifs anbe -
langt , gieht nothwendig die Zärtlichkeit des Mannes ihr
alles und mehr 'zurück , als . sie verloren hat . Der Mann
wird ihre Rechte nicht aufgeben , denn sie sind seine

eigenen Rechte , er würde dadurch sich selbst schaden ,
und sich und sein Weib vor der Gesellschaft enteh¬
ren . — Das Weib hat auch Rechte über öffentliche

Angelegenheiten , denn sie ist Bürgerin . Ich halte
es für die Schuldigkeit des Mannes , dafs er in Staaten ,
wo der Bürger eine Stimme über öffentliche Angele «

genbeiten bat , diese Stimme nicht gebe , ohne mit sei¬
ner Gattin sich darüber unterredet , und durch das Ge¬

spräch mit ihr seine Meinung modificirt zu haben . Er
wird sonach nur das Resultat ihres gemeinsamen Wil¬

lens vor das Volk bringen . Ueberbaupt mufs ein Fa¬
milienvater , der zugleich die Rechte seiner Gattin und
seiner Kinder besorgt , gröfsernEinflufs , und eine ent¬
scheidendere Stimme iin gemeinen We3en haben , als

derjenige , der blofs die Rechte seines Individuum
ver -



vertritt . Wie dies einzurichten sey , ist eine Untersu¬

chung für die politik .)

Die Weiber üben sonach ihr Stimmrecht über

öffentliche Angelegenheiten wirklich aus ; nur nicht
unmittelbar durch sich selbst , weil sie dies nicht wol¬
len können , ohne ihrer weiblichen Würde zu verge¬
ben ; sondern durch den billigen , und in der Natur
der ehelichen Verbindung gegründeten Eiuflufs , den sie
auf ihre Männer .haben .

( Dies beweifst auch die Geschichte aller grofsen

Staatsveränderungen . Entweder gingen sie von Wei¬
bern aus , oder sie wurden durch dieselben gelenkt ,
und beträchtlich modificirt .)

Anmerkung . Wenn denn nun dies ohne Einwen¬

dung zugestandeu werden mufs , was verlangen denn

eigentlich die Weiber und ihre Schuzredner ? Was ist

es doch , das ihnen entrissen seyn soll , und das sie

jezt . zurückfodern ? Die Sache selbst ? Sie sind in dem

vollkommensten Besiz derselben . INur der äussere

Schein kann es seyn , nach welchen sie lüstern sind .
Sie wollen nicht nur wirken , sondern man soll es auch

wissen , dafs sie gewirkt haben . Sie wollen nicht

blofs , dafs - geschehe , was sie wünschen ; sondern es

soll auch bekannt seyn , da/s sie, gerade sie, •fes ausge¬

führt haben . Sie suchen Celebrität bei ihrem Leben ,

und nach ihrem Tode in der Geschichte .

Ist nur dies ihr Zweck ; kann nur dies ihr Zweck

seyn , so sind sie mit ihrer Klage ohne Bedenken ab¬

zuweisen ; denn sie können dieselbe gär nicht erheben ,
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ohne anf ihren '
ganzen weiblichen Werth " Verzicht

gethan zu haben . Di ^ wenigsten unter denen , die

sie erheben , erheben sie auch im Ernste . Nur einige
verirrte Köpfe unter den Männern , welche gröfsten -

theils selbst kein einzelnes Weib gewürdigt haben , es

zur Gefährtin ihres Lebens zu machen , und zumErsaz da¬

für das ganze Geschlecht in Bausch und Bogen in der Ge¬
schichte verewigt sehen möchten , haben sie beredet , der -

, gleichen wunderbare Worte Vos zubringen , bei denen sie
nichts denken können , ohnesich zu verunehren . Selbst

derMarm , der den Ruhm zum Haupt - oder auch nur zum
Nebenzwecke seines Handelns macht , verliert das Ver¬

dienst seiner Handlung , und , über kurz oder lang ,
aber unausbleiblich , auch den Ruhm derselben . Die
Weiber sollten es ihrer Lage danken , dafs ein solcher
Verdacht gegen sie gar nicht entstehen kann . —

Aber , was mehr bedeutet , sie opfern dadurch die lie¬

benswürdige Schaamhaftigkeit ihres Geschlechts auf ,
welcher nichts widerlicher seyn kann , als zur Schau

ausgestellt zu werden . Ruhmsucht und Eitelkeit ist
für den Mann verächtlich , aber dem Weibe ist sie ver¬
derblich , sie rottet jene Schaamhaftigkeit und jene hin¬

gehende Liebe für ihren Gatten aus , auf denen ihre

gaivsieW
riirde beruht . Nur auf ihren Mann , und ihre

Kinder -, kann eine vernünftige und tugendhafte Frau
stolz seyn ; nicht auf sich selbst , denn sie vergifst
sich in jenen . — Dazu kommt , dafs diejenigen Wei¬
ber , welche den Männern im Ernste ihre Celebrität
beneiden , über das wahre Objekt ihres Wunsches sich
in einer sehr leicht aufzudeckenden Täuschung befin¬
den . Das Weib will nothwendig die Liebe irgend ei¬
nes Mannes , und um diese zu erregen , ■will sie die

Auf -



Aufmerksamkeit des männlichen Geschlechts auf sich

Eiehen . Dies ist Natureinrichtung ; und bei dem un -

verheiratheten Weibe ganz untadelhaft . Nun rechnen

jene Weiber die Reize ihres eigenen Geschlechts , de¬
nen sie etwa nicht genug trauen , noch durch dasjeni¬
ge , welches Männer auf Männer aufmerksam macht, ,
zu bewafnepr , und suchen im Ruhme blofs ein neues
Mittel , Männerherzen zu bestricken . Sind es ves -

licirathete Frauen , so ist der Zweck eben so verächt¬
lich , als das Mittel verkehrt ist ,

§ • 35 ’ ,
Konnte oder wollte derMann -nicht in der Volks¬

versammlung erscheinen , so verhindert nichts , dafs
seine Gattin an seiner Stelle erscheine , und die ge¬
meinschaftliche Stimme , doch immer als Stimme ihres
Mannes vortrage . — (Als ihre eigene könnte sie dieselbe

picht vortragen , ohne sich dadurch von ihrem Manne

abzutrennen . ) Denn wenn der Grund wegfällt , fällt '

das Begründete weg . Nun konnte die Frau darum
nicht stimmen , weil der Mann die gemeinschaftliche
Stimme gab . Gicht er sie nicht , so kann sie dieselbe
in eigner Person gaben . ■'

Dies gicbt uns zugleich die Principlen der Eeur .
theilung für die Wittwe , die Abgeschiedene und die >
welche sich überhaupt nicht verheirathet hat , ohne
doch unter der väterlichen Gewalt zu sey-n .

Diese alle sind 3<einem Manne unterworfen : es
ist sonach gar kein Grund , warum sie nicht alle bür¬

gerlichen Rechte , gerade wie die Männer , durch sich

selbst ausüben sollten . — Sie haben das Recht , ihre
Stimme
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Stimmen zu geben , in der Republik ; das Recht , selbst

vor Gericht zu treten , und ihre - Sache zu führen .
Wollen sie sich aus natürlicher Scbaamhaftigkeit und

Schüchternheit einen Vormund wählen , somuls ihnen

das erlaubt seyn , und wie sie mit diesem sich verabre¬

den , steht bei ihnen . Wollen sie sich keinen Vor¬

mund wählen , so ist gar kein Rechtsgrund vorhanden ,
sie darzu zu zwingen .

§ • " G

ledermann im Staate soll ein Eigenthum besitzen ,

und es selbst nach seinen Willen verwalten , also auch

das ledige Weib . :— Dieses Eigenthu &i braucht nicht

gerade in absolutem Eigenthume , in Geld oder Geldes -

werth bestehen ; es kann auch in bürgerlichen
Rechten und Privilegien bestehen . Es ist kein Grund ,

warum das Weib dieselben nicht haben sollte . — Das

Weib kann Aecker besitzen , und den Ackerbau treiben .

(Der Mangel an körperlichen Kräften ist kein Ein -

vvurf dagegen . Die Erfahrung bestätigt , dafs Weiher

allerdings auch pflügen können , und säen u . dergl .

Bei den alten Germaniern trieben sie den Ackerbau

nanz allein . Und was das Weib nicht selbst thun
C

kann , kann sie ja thun lassen , durch ihre Dienstbo¬

ten , wie es denn auch wirklich geschieht .) Sie kann

andere Produkte sammeln . Sie könnte auch eine Kunst

oder ein Handwerk treiben ; wenn dasselbe nur ihren

Kräften angemessen ist . Sie kann Kaufmannschaft

treiben -, wenn sie .es versteht . — (Alles dies ge¬
schieht nun in unsern Staaten wirklich ; besonders
durch die Wittwen , die die Handthierung ihrer ver¬
storbenen Mariner fortsetzen . Es ist kein Grund ,

warum



warum es nicht auch durch unverheirathet gebliebene

Frauenspersonen geschehen konnte .)

§ • 37

Oeffentliche Staatsämter allein können die Wei¬

ber nicht verwalten , aus folgenden einfachen Grün¬

den ; — Der öffentliche Beamte ist dem Staate ganz
und durchgängig verantwortlich , nach dem oben ge¬
führten Beweise ; entweder , wenn er selbst die höch¬

ste Obrigkeit ist , dem Volke ; oder wenn er durch die

Jeztere ernannt , und ein Thei ] ihrer Gewalt ihm über¬

tragen ist ; der Obrigkeit . Er mufs sonach ganz frei

seyn , und immer von seinem 'eignen Entschlüsse ab -

hängen ; ausserdem wäre eine solche Verantwortlich¬

keit widersprechend und ungerecht . — Nun aber

ist das Weib frei und von sich selbst abhängig , nur

so lange sie unverheirathet ist . .
' Das Versprechen ,

sich nie zu veiheirathen , wäre sonach die ausschlies -

sende Bedingung , unter welcher der Staat einem Wei¬

he ein Amt übertragen könnte . Ein solches Verspre¬

chen aber kann keine Frau vernünftiger Weise geben ,

poch kann der Staat vernünftiger Weise es von ihr

annehmen . Denn sie ist bestimmt zu lieben , und die

Liebe kommt ihr von selbst , und hän ^ t nicht von ih¬

rem freien Willen ab . Liebt sie aber , so wird es ih¬

re Pflicht zu heirathen ; und der Staat darf ihr an der

Ausübung derselben nicht hinderlich zeyn . Heirathct

aber eine Staatsbeamtin , so wären nur zwei Fälle mög¬

lich . Entweder sie unterwürfe sich ihrem Manne in

Absicht ihrer Amtsgeschäfte nicht , sondern bliebe dai -

iiber gänzlich frei , so wäre dies gegen ihre weiblich «
Würde .
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Würde . Sie tonnte dann nicht sagen , dafs sie sich

dem - Manne gänzlich ' hingegeben habe . Ueberdies ,

Wo gehen denn die bestimmten Grenzen zwischen dem ,

was zum Amte gehört , und dem , was nicht dprzu ge»

hört an ? Was könnte es denn doch geben , das nichfc-

gewissermafsen darauf Einflufs hätte ? — Oder sie un¬

terwürfe sich , wie Natur , und Moralität es von ihr

fodert, ' dem Manne auch in Absicht ihrer Amtsgeschäf¬

te . Dann würde Er der Beamte , und Er allein verant¬

wortlich . Das Amt würde an ihn verheirathe -t , so

wie das übrige Vermögen der Frau , und ihre Recht

tfi an ihn verheirathet werden . Dies aber kann der

Staat — wenn seine Aemter nur wirkliche Aemter ,

Geschäfte ] und nicht blofs Pfründen zum Genüsse

sind — ' sich nicht gefallen lassen . Er mufs die Ge¬

schicklichkeit und den Charakter der Person kennen ,

und prüfen , der er ein Amt überträgt , und kann sich

nicht .einen , nur durch die Diebe gewählten , aufdrin -

£ en lassen .

§ * 3Ö*

Diese , dafs die Weiber nicht für öffentliche

Aemter bestimmt sind , hat eine andere Folge , welche

die Schuzredncr der 'Weiber als eine neue Beschwerde

gegen unsere politische Einrichtungen anführen . Sie

werden nemlich sehr natürlich nicht zur Verwaltung

dessen erzogen , was sie ni 'e verwalten sollen , sie wer¬

den nicht auf Schulen und Universitäten geschickt -

und da behaupten sie denn , dafs man ihren Geist ver¬

nachlässige , sie binlistiger und neidischer Weise in

der Unwissenheit erhalte , und von den Quellen der
Auf - '



Aufklärung entferne . — Wir vvollen diesen Vorwurf
von Grund aus beleuchten .

Der Gelehrte von Profession studirt nicht ledig »
lieh für sich ; als Gelehrter , der Form nach , studirt ^
er gar nicht für sich , sondern für andere . Entweder
er wird ein Kirchendiener , öder Staatsbeamter , oder
Arzt ; so ist es ihm darum zu thun , das erlernte an ,
mittelbar auszuüben ; deswegen lernt er die Form , wie
es auszuuben ist , mit hinzu , und lernt es gleich auf
die Weise , dafs dieselbe dabei sey . : Oder erwird ein
Lehrer künftiger Gelehrten auf Schulen oder Univer¬
sitäten ; so ist sein Zweck das erlernte einst wieder
mitzutheilen , und durch eigene Erfindungen zu ver¬
mehren , damit die Kultur nicht stille stehe . Er mnfs
sonach wissen , wie sie es gefunden , wie es aus der 1
menschlichen Seele entwickelt wird . Dieses gerade
ist es , was die Weiber nicht brauchen können , denn
sie sollen weder das erstere noch das leztere werden .
— Zum eigenen Gebrauch für den Menschen gehören
von der Geisteskultur nur die Resultate , und diese er¬
halten die Weiber in der Gesellschaft : in federn Stan¬
de das Resultat der ganzenKultur dieses Standes . Das
sonach , warum sie uns beneiden , ,ist das äussere un¬
wesentliche , das Formelle , die Schaale : ihre La °-eÖund unser Umgang erspart ihnen die Mühe , sich erst
durch jene : durchzuarbeiten , und giebt ihnen unmit¬
telbar -das Wesen . Mit der Form könnten sie ohne¬
dies nichts machen : als Mittel sie anzusehen , sind sie
nicht gewöhnt , und können sie sich nicht gewöhnen ,
weil man das nur durch den Gebrauch lernt ; sie be¬
trachten sie sonach als Zweck an sich , als etwas an
'

. sich
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sich herrliches und voutrefliches ; woher es denn auch

kommt , dafs eigentlich gelehrte Weiber — ich rede

nicht von denen , die blols nach dem gesunden Men -

schenverstante raisonniren , denn diese sind höchst

achtungswürdig — meistens Pedantinnen werden .

Um auf IcQine Art misverstanden eu werden , will

ich dies weiter aus einander setzen . _ Es Kifst sich

nicht behaupten , dafs das Weib an Geistestalenten

unter dem Manne stehe ; aber das Ufst sich behaupten

dafs der Geist beider von Natur einen ganz verschiede¬

nen Charakter habe . . Der Mann bringt alles , was in

ihm und für ihn ist , auf deutliche Begriffe , und fin¬

det es nur durch Raisormement ; wenn er nämlich

wirklich überzeugt seyn soll , und sein Wissen nicht

lediglich ein historisches Wissen ist . Das Weib bat

ein natürliches Unterscheidungsgefühl für das währe '

schickliche , gute ; nicht etwa dafs ihr dasselbe durch

das blofse Gefühl gegeben werde , welches unmöglich

ist , sondern dafs , wenn sie es von aussen bekommt

sie durch das blofse Gefühl , ohne deutliche Umsicht

in die Gründe ihres TJrtheils , leicht beurtheilen .könne

ob es wahr und gut sey , oder nicht . Man kann sn-

gender Mann mufs sich erst vernünftig machen : aber

dafs Weib ist schon von Natur vernünftig . , Aus dem

oben angegebnen Grundzuge , der das Weib vom Man¬

ne unterscheidet , liifst sich dieses leicht ableiten

Ihr Grundtrieb verschmilzt gleich ursprünglich mit der

Vernunft , weil er ohne diese Verbindung die Ver¬

nunft aufhübe ; er wird ein vehnünftiger Trieb ; dar¬

um ist ihr ganzes Gefühlsystem vernünftig,und

«leichsarn auf die Vernunft berechnet . Da hingegen
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imiCs der Mann alle seine Triebe erst durch Mühe und

Thätigkeit der Vernunft unterorduen .

Das Weib ist sonach schon durch ihre -Weiblich «
heit vorzüglich praktisch ; keineswegesaberspeculativ .
In das Innere über die Grenze ihres Gefühls hinaus

eindringen kann sie nicht , und soll sie nicht . ( Da¬

durch wird «ein sehr bekanntes Phaenomen erklärt . Wir
haben nemlich Weiber gehabt , die in Sachen des Ge¬

dächtnisses , z . B . in Sprachen , selbst in der Mathe¬
matik , inwiefern sie erlernt werden kann , als Viel -

wisserinnerr sich auszeichneten , solche , die in Sachen
der Erfindung , in der sanftem Dichtkunst , im Roma¬

ne , selbst in der Geschichtschreibung berühmt wur¬
den . Aber Philosophinnen oder Erfinderinnen neuer

Theorien in der Mathematik haben wir nicht gehabt .)

Noch ein paar Worte über die Begierde der Wei¬

ber , SchriftsLellerei zu treiben , die sich unter ihnen

immer weiter verbreitet .

Es lassen . sicli nur zwei Zwecke der Schriftstelle¬

rei denken j entweder der , neue Entdeckungen in den

Wissenschaften der Prüfung der , Gelehrten vorzulegen ;

oder der , das schon bekannte , und ausgemachte durclvpo -

puläre Darstellung weiter zu .verbreiten . — Entdeckun¬

gen können die Weiber nicht machen , aus den oben

angeführten Gründen . Populäre Schriften für Weiher ,
Schriften über die weibliche Erziehung , Sittenle 'hreu

für das weibliche Geschlecht , als solches , können die

Weiber am zweckmäfsTgaten schreiben ; theils , weil
p sie



sie ihr Geschlecht b'esser kennen , als es je ein Mann

kennen wird , indem sie selbst zu diesem Geschlechts

gehören ; es versteht sich , wenn sie zugleich Kraft ge¬

nug haben , sich zum Theil über dasselbe zu erheben ;

theils , weil sie bei demselben , der Regel nach , am

leichtesten Eingang finden . Selbst der gebildete

Mann kann aus dergleichen Schriften Seine Kenntnifs

des weiblichen Charakters gar sehr vermehren . Es

versteht sich , dafs die Verfasserin dann auch als Weib

schreiben , und in ihrer Schrift , als Weib , nicht als

ein übel verkleideter Mann erscheinen wollen mufs -

te , — Ich habe , wie man sieht , vorausgesezt , dafs

das Weib lediglich um zu nützen , und einem entdeck¬

ten Bedürfnisse ihres Geschlechts abzuhelfen , für ihr

Geschlecht , keinesweges aber aus Ruhmsucht , und Ei¬

telkeit für das unsere schreibe . Ausser , dafs in dem

leztern Falle ihre Produkte wenig litterarischen Werth

haben weiden , würde auch dem moralischen Wortlie

der Verfasserin dadurch grofser Abbruch geschehen ,
Ihre Schriftstellerei wird dann weiter nichts für sie

seyn , als ein Werkzeug der Koketterie mehr . Ist ' sie
verehlicht , so erhält sie durch ihren schriftstelleri¬

schen Ruhm eine von ihrem Gatten unabhängige Selbst¬

ständigkeit , die das eheliche Verhältnifs nothwendig
entkräftet , und zu lösen droht . • Oder wird sie getadelt ,
so .empfindet sie den Tadel , als eine ihrem Geschlech -

te zugefügte Beleidigung , und ihre , und ihres un¬

schuldigen Gatten Tage werden verbittert .
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Vierter Abschnitt .

Ueber das gegenseitige Rechtsverhältnis
zwischen Eltern und Kindern,

§ • 39 -n
A^ as ursprüngliche Verhältnifs zwischen Eltern -und
Kindern wird nicht lediglich durch den blofsen Rechts¬
begriff , sondern durch Natur und Sittlichkeit bestimmt ,
gerade wie das zwischen Ehegatten . Demnach müssen
wir bei der gegenwärtigen Untersuchung , gerade wie
bei ,der varigrui , von Principien ausgehen , die da hö¬
her liegen , als der Rechtsbegriff , um diesem erst ein
Objekt der Anwendung zu verschaffen .

' Denn es kann
wohlseyn , dafs es in diesem durch 'Natur und jSittlich -
keit. begründeten Verhältnisse weitere Bestimmungen
giebt , die durch den 'Rechtsbegriff zu ordnen sind .

Die das ganze Verhältnifs als ein lediglich juridi¬
sches ansehen wollen , lind durch ihre Voraussetzung
zu abendt .heuerlichen Behauptungen genöthigt worden ,
z. B . dafs die Kinder , zufolge des Akts der Erzeugung ,
als einer Fabrikation , (per fomiationem ) das Eigen -'
than des Vaters wären u . dergl . ■

§ • 4 ° '

D ie Frucht erzeugt sich im Leihe der Mutter ,
als ein zu ihr gehörender Tbeil . Die eigene Gesund¬
heit und Erhaltung der Mutter in der Schwangerschaft
ist an die Erhaltung der Frucht gebunden ; und zwar ,

P 2 worauf .

'i



■worauf alles ankommt , nicht wie bei dem vernünftle -

sen Thiere , dafs es nur so sey, sondern dafs die Mut .

ter um diese nothwendige Verknüpfung der Erhaltung

der Frucht und ihrer eigenen Erhaltung wisse. Es rat

nicht blofs mechanisch noth wendig , dafs sie die Frucht

aus sich erzeuge , und sie in ihrem Leibe bilde , son-

dem es wird auch ihrem Bewufstseyn die bedachte , und

überlegte Sorge für die Erhaltung derselben aufge¬

drungen .

Das Kind wird , nach einem ganz sicher allgemei¬

nem Naturgesetze , nicht ohne . Schmerzen geboren .

Der Augenblick, , da es erscheint , ist der Augenblick ,

da die Mutter eines Schmerzes entledigt wird , und

daher nothwendig ein fröhlicher Augenblick für sie/

Sie wird durch Freude an die Existenz desselben

gekettet .

Auch , nachdem das Kind geboren ist , ist das or¬

ganische Band zwischen ihm und der Mutter noch

nicht aufgelös
’t . Noch immer wird in der .Mutter die

Nahrung zubereitet , welche zu geben die Mutter d?s-

selbe Bedürfuifö empfindet , -als das Kind , sie zu

nehmen .

(Zu einem organischen Leihe gehören diejenigen

Theile , in deren einem ein Trieb ist , einem Bedürf¬

nisse Am andern , welchem dieser andere nicht durch

sich abhelfen kann , abzuhelfen ; und in dem andern

ein Trieb , ein Bediirfnifs des erstem zu stillen , wel¬

ches dererstere eben so wenig durch sich stillen kann ;

Mund dieses Verhältnifs nenne ich das organische Band
der
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der Theile . Indem die Natur nirgends , als im Leibe
der Mutter , die dem neugebornen Kinde zuträglichste

Nahrung bereitet , und keinen andern Kanal für die

Abführung der Milch aus der Mutter angelegt hait , als
den Mund des Kindes , so bleibt zwischen beiden , ohn «

erachtet sie nun im übrigen .für sich bestehende Kör¬

per sind , ein organisches Band , Es scheint mir der
Mühe werth , zu untersuchen , ob und inwiefern die¬

ses Naturgesez , dafs die in der Erscheinung schon

selbstständige Pflanze , sich doch nicht sogleich (per
saltum ) von ihrem Mutterkörper trenne , auch im Pflan¬

zenreiche gelte .)

§ . x .

Das zule'zt angezeigte Naturgesez , in der Pflanze

oder im Thiere gedacht , wird dieselben , ohne weite¬

res zur Thätigkeit , einen Körper ausser ihnen in ge¬
wisser Rücksicht fortzubildes , treiben . Der Trieb ge¬
bietet in ihnen mit Nothwendigkeit ; aus ihm , und

auf ihn unmittelbar folgt die beabsichtigte Thätigkeit .

In der Intelligenz aber tritt zwischen Naturtrieb und

Handlung ein drittes mitten ein : das Bewufstseyn .

Die Intelligenz wird des Naturtriebes , als einer Em¬

pfindung sich bewufst . Diese Empfindung ist das

nothwendige Produkt des Naturtriebes , und folgt ihm

unmittelbar ; : oder noch schärfer , sie ist selbst der Na¬

turtrieb in der Intelligenz -. Aber die Handlung erfolgt
nicht nothwendig , und nicht unmittelbar , sondern sie

ist durch eine Anwendung der Freiheit bedingt .

Der Naturtrieb war , eines fremden Körpers sich

anzunehmen , wie seines eigenen . Wie wird in der
mensch -



menschlichen Mutter dieser Naturtrieb sich äussern ?

aber heilst Mitleid . Mitleid sonach ist die Gestalt * un - $
ter welcher der Naturinstinkt der menschlichen Mutter

für ihr Kind erscheint .

Dieses Mildeid geht auf dasselbe , worauf der

.Naturinstinkt ging : auf die physische Erhaltung des

Kindes .

Die Mutter wird durch das in ihrer Natur liegen¬
de Mitleid , wenn sie sich der Natur überläist , getrie «

"
Vernunft, , in ihrer Vereinigung , aus welchem diese

Triebe widerstanden
^
werden könne , wenn der Mensch

zur Unnatürlichkeit herabsinkt . Natürlicher Weise

Vom Rechte ist hier noch gar nicht die Rede ’

Recht , diese physische Erhaltung von der Mutter zu
fodern , als man .sagen kann , der Ast babe ein Recht ,

Mutter habe die Zwangspflicht , ihr Kind zu erhalten, /

den Ast . zu tragen . Es ist Naturgesez , jedoch in Ver¬
bindung mit der Vernunft . Bei deruTinere ist es blo-
fses Naturgesez.

Offenbar als Empßndu/ig des Bedürfnisses eines andern ,
so wiesie ihr ‘eignes empßndet . Eine solche Empfindung

ben , für die Erhaltung des Kindes zu sorgen . &
\ ^ I

Es ist darin ein Mechanismus der Natur und *

aber wird ihm nicht widerstanden .

Erhaltung des Kindes nothwendig folgt — es versteht

sich , da die Vernunft auch mit wirkt , dafs diesem

Man kann eben so wenig sagen , das Kind habe ein

auf dem Baume zu wachsen ; und eben so wenig , die

als man sagen kann , derBaum habe die Zwangspfllcht ,
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( Dies noch zur Erläuterung :
‘moralische Pflicht

ist es ursprünglich eben so wenig , d. i . als besondere

Pflicht , gerade dieses Kind zu erhalten . Hinderher t

aber , nachdem die . Mutter diesen Trieb -gefühlt , wird

es ihr allerdings moralische Pflicht , denselben zu un¬

terhalten und zu bestärken . — Was etwa der Staat

könne , und dürfe , um diese Erhaltung des Ivindes für

die Mutter durch positive Gesetze zur Zwangspllicht
zu erheben , davon tiefer unten .

$ ; 4 2 -

Es ist in der menschlichen Natur überhaupt und

sonach auch im Manne ein Trieb , sich des schwachem

und hülflosen , Selbst mit Afl’ekt , anzunehmen . Dieser

allgemeine Trieb wird nun im Phte ;-.ohneZwelfql auch

für sein Rind sprechen ; aber eben darum , weil er ein all¬

gemeiner Trieb ist , der sich auf den Anblick der Hült -

Iosigkeit , als solcher gründet
'
, so spricht er für jedes

Rind , und es ist kein Grund zu einer besondern Vor¬

liebe für sein Rind bei dem Vater da . Eine solche

Vorliebe ‘ aber miifste aufgewiesen w' erden . Da das

Verhältnifs lediglich ein physisches ist , so könnte die¬

se Liebe keinen andern Grund haben , als einem physi¬
schen . Ein solcher flndet sich nun nicht ; denn es ist

zwischen dem Vater und seinem Rinde gar keiu physi¬
sches Band ; sonach ist zu urtbeilen , dafs der Vater

unmittelbar keine besondere ' Liebe zu seinem Rinde

habe . Aus -dem einzigen natürlichen Verhältnisse , "

dem Akte der Zeugung , läfst sich nichts folgern ; denn -

dieser kömmt , als solcher , als Zeugung dieses be. \

stimmten Individuum , nicht zum Bewufstseyn .

Die



Die besondere ' Liebe des Vaters zu seinem Kin¬
de gebt ursprünglich — . welche Quellen derselben es
in der durch unsere Einrichtungen gebildeten Meinung
geben könne , davon ist hier nicht die Frage — sie

geht ursprünglich aus seiner Zärtlichkeit zur Mutter

hervor . Diese Zärtlichkeit macht alle Wünsche , und
alle Zwecke der Mutter zu den seinigen ; sonach auch
den , für die Erhaltung des Kindes -Sorge zu tragen .
"Wie dies die natürlich noth wendige Angelegenheit der
Mutter ist , wild es durch Uebertragung auch die des
Vaters ;. denn beide sind Ein , Subjekt , und ihr Wille
ist nur Einer .

T* ^
Auch hier Iäfst sich keinesweges von einem na¬

türlichen Zwangsrechte der Mutter auf den Vater zur

Ernährung des Kindes reden . Die Gründe , auf wel .
che man etwa ein - solches Zwangsrecht aufbauen zu
können glauben möchte , sind nicht hinreichend . Die
Mutter , dürfte man meinen , kann dem Vater st^ en :
du bist die , Ursache , dafs icli ein Kind habe : darum
nimm mir nun die Last der Erhaltung desselben ah.
Darauf kann der Vater mit Recht antworten : weder
ich noch du Laben das beabsichtigt ; dir hat die Nalur

das Kind gegeben , nicht mir ; ertrage , was für dich

erfolgt ist , so wie ich gleichfalls es würde haben tra¬

gen müssen , wenn etwas für mich erfolgt wäre .

Ein anderes wäre es , wenn etwa zwischen bei¬

den ein Vertrag über die Erhaltung des Kindes abge¬
schlossen wäre . Aber auch in diesem Falle müfste der

Staat diesen Vertrag garantirt haben : widrigenfalls er
abermals kein für den äussern Gerichtshof gültiges

Zwangs -
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Zwängsrechl ; sondern blofs eine innere moralische
Pflicht begründen würde ; welche in unserm Falle
durch keinen besondern Vertrag begründet zu werden
bedarf , da sie ohnedies in der Ehe der Eltern lieet .
Was der Staat in dieser Rücksicht allerdings thun kön¬
ne und solle , wird sich tiefer unten zeigen .

45-

Die Eltern leben zusammen , und das Kind , als

der Vorsorge beider durch die Natur empfohlen , mufs
mit ihnen gleichfalls Zusammenleben : widrigenfalls
könnten sie ja für dieErhaltung desselben nicht Sorge

tragen .

Es liest ein natürlicher Trieb im Menschen , s$

weit als es nur irgend wahrscheinlich ist , ausser sich

Vernunft zu vermutlien , und Gegenstände , z, B . Thie -

re , so zu behandeln , als ob sie welche hätten . Die

Ellern werden ihr Kind gleichfalls so behandeln , es

anitodern zur freien Thätigkeit : und so wird sich denn

allmählich Vernunft und Freiheit bei demselben zei¬

gen . — Freiseyn gehört nach den nothwendigen Be¬

griffen des Menschen zum Wohlseyn : Die Eitarn vrol -

len das Wohlseyn ihres Kindes ; sie werden sonach

seine Freiheit ihm lassen . — Aber mancher Gebrauch

derselben würde seiner Erhaltung nachtheilig seyn ,

welche ihr Zweck gleichfalls ist . Sie werden sonach

beide Zwecke vereinigen , und die Freiheit des Kindes

so beschränken , dafs der Gebrauch derselben seine Er¬

haltung nicht in Gefahr bringe . Dies aber ist der er¬

ste Begriff der Erziehung . — Die Eltern -werden ihr

«» Kind
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Kind erziehen ; dies folgt aus der Liebe zu ihm , und
aus der Sorge für seine Erhaltung .

Man Kann nicht sagen : das Kind habe ein

Zwangsrecht auf die Erziehung : und die Eltern seyen
durch Zwangspflicht gebunden . Was der Staat dar¬
über thun könne , wird sich zeigen .

§ • 44 -

Es ist allgemeine moralische Pilicht für jeden sitt¬
lich guten Menschen , Moralität ausser sich zu ver¬
breiten , und allenthalben zu befördern . Iedes freie
Wesen aber , sonach auch das Kind , ist der Moralität

fähig . Nun lebt es , aus andern Gründen , nothwendig
mit den Eltern zusammen . Sind die Eltern selbst mo¬
ralisch , so werden sie « ich aller möglichen Mittel
bedienen , um Moralität im Kinde zu entwickeln : und
dies ist der Begrif der hohem Erziehung .

(Wir lehren hier nicht Moral : wir haben sonach
nicht zu sagen : sie sollen es thun : sondern nur : sie
wer &en es thun . Wir stellen natürliche , und morali¬
sche Dispositionen liier nur auf als Thatsachen , um
erst StofF für die Anwendung des Rechtsbegriffs zu
bekommen .)

Es gehört zu dieser Erziehung folgendes beides :
zuförderst , dafs die Kräfte des Kindes entwickelt und

gebildet werden , zur Brauchbarkeit für allerlei
Zwecke : dann , dafs sein Sinn auf Moralität ge¬
richtet werde . Um den ersten Zweck zu erreichen ,
mufs s die Freiheit des Kindes abermals eingeschränkt

werden :
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wurden : es mufs jeder Gebrauch dieser Freiheit , der

mit dem ersten Zwecke , der Erhaltung und Gesundheit ,
und dem le .tzern , der Bildung der Krätte , im "Vyiderr

Spruche steht , verhindert ; es mufs jeder Gebrauch der¬
selben , der der Absipht der Eltern zufolge übt , beför¬
dert ; das erstere verboten , das leztere geboten wer¬
den . Nur für den leztern Zweck darf die Freiheit

nicht , eingeschränkt werden ; denn nur was aus freiem

Entschlüsse hervorgeht , ist moralisch . Moralität ent¬
wickelt sich aus dem Menschen selbst , und liifst sich
nicht durch Zwang , oder künstliche Anstalten hervor¬

bringen .

Man kann nicht sagen , das Kind habe ein

Zwangsrecht auf Erziehung :
'oder die Eltern eine

Zwangspflicht darzü . Eben so wenig kann man sagen ,
die Eltern haben in Beziehung auf das Kind — wie

es in Beziehung auf andere ‘stehen möge , davon zu

seinerZeit — ein Re'cht dasselbe zu erziehen , und das

Kind die Pflicht sich von ihnen erziehen zn lassen , denn

das Kind ist , inwiefern es . unter der Erziehung steht ,

überhaupt nicht frei ; sonach überhaupt nicht ein mög¬
liches Subjekt eines Hechts , oder einer Pflicht ; son¬

dern es ist insofern lediglich Objekt des Handelns der

Eltern ; ist , und wird , wozu die Eitern es machen ,

§ • 45 -

Nur die Eltern übersehen den Zweck der Erzie¬

hung ; die Kinder nicht , eben darum , weil sie erst

erzogen werden sollen . Welche Mittel sonach für

die Erreichung dieses Zwecks nöthig sind , können

nur die Eltern bcurtheilen , nicht aber das Kind . —

Sie sind der eigene Richter in ihrer Sache , in ' Bezie -
Tinn er
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hung auf das Kind ; sie sind souverain , und das Kind

ist , inwiefern sie es erziehen , ihnen unbedingt unter¬

worfen . Dafs sie dieser Unterwerfung lediglich dar -

zu sich bedienen , um das Kind nach ihrem besten

Wissen auf das beste zu erziehen , ist ihnen lediglich
Gewissenssache , und gehört vor ihren eigenen innera

Richterstuhl .

§ • 4 G-

Die Möglichkeit des Staats beruht auf der ziem¬

lich gleichmäfsigen Fortdauer seiner Volksmenge ;
denn Schuz , Abgaben , Kraft , sind berechnet auf die¬

se Volksmenge . Wenn nun dieselbe durch die Sterb¬

lichkeit sich immeifort verminderte , so träfe diese Be¬

rechnung nicht zu ; es entstünde Unordnung , und
endlich , nachdem nur noch wenige übrig ' wären ,
hörte der Staat ganz auf . Diese gleichmäfsige Fort¬

dauer aber hängt davon ah , dafs in die Stelle der ver¬
storbenen neue Bürger treten .

Ieder Staatsbürger verspricht im Bürgervertrage
alle Bedingungen der Möglichkeit des Slaats aus allen
Kräften zu befördern : sonach auch die -eben genannte .
Diese kann er am besten dadurch befördern , dgifs er
Kinder erzieht , zur Geschicklichkeit und Tauglichkeit
für allerlei vernünftige Zwecke . Der Staat hat das
liecht , diese Erziehung von Kindern zu einer Bedin¬

gung - des Staatsvertrags zu machen ; und so wird die

Erziehung äussere Zwangsnflicht , nicht unmittelbar

gegen das Kind , sondern gegen den Staat . Er ist es,
der im Bürgervertrage das Recht erlangt , sie zu
federn . -

Ich
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Ich redete von Erziehung von Kindern überhauptz
denn dadurch v.' ird der Staatazweck erreicht . Nun

aber kann es nicht der Willkühr des Bürgers überlas¬

sen werden , welches bestimmte Kind er eben erzie¬

hen wolle , weil durch diese Collision der Willkühr

unauflösliche Rechtsstreitigkeiten entstehen würden ,
sondern es mufs darüber etwas ausgemacht werden ,
welche bestimmte Kinder jeder erziehen solle —

Da3 zweckmäfsigste hierbei ist , dafs der Staat der

Disposition der Natur und Vernunft folge , welcher

zuwider etwas zu verordnen , er ohnedies das Recht

nicht hat ; und den Eltern auflege , ihre eigenen Kinder

zu erziehen .

§ ■ 47 -

Sind die Kinder aus einer recht - und vsrnunft -

mäfsigen , von dem Staate anerkannten Ehe erzeugt ,

so macht dies keine Schwierigkeit . Sind sie ausser
dcr 'Ehe erzeugt , entweder in einer Verbindung , der

zur Ehe nichts fehlte , als die 'Anerkennung des
Staats ; die sonach , nach obigen Grundsätzen , vom
Staate geschlossen werden mufs , aber etwa gleich
nachher wieder getrennt wird ; oder im Coucubinate :

so bleibt die Sorge für das Kind derjenigen , der die

Natur dieselbe unmittelbar aufgetrageu hat , der Müt¬

ter . Denn die getrennten Eltern können es nicht ge¬
meinschaftlich erziehen . Da der Vater aber zufolge
seiner Bürgerpflicht gleichfalls verbunden ist , zur Er¬

haltung beizutragen , so ist er änzuhalten , seinen Bei¬

trag in Geld und Geldeswerth zu entrichten . Der Va¬

ter .bezahlt Ziehgeld , und die Mutter übernimmt die

persönliche Sorgfalt .
. § . 48 - Kin -



§ • ' 48 -

Kindermord djirch , die flutter ist ohne Zweifel

ein ungeheures widernatürliches - Verbrechen , denn es

gehört darzu nichts geringeres , als dafs die Mutter al¬

le Gefühle der Natur zum Schweigen bringe : aber es

ist kein Vergehen gegen das äussere Recht desKinde3 .

Das Kind hat keine äussern Rechte gegen seine Mut¬

ier . Ein Vergehen . gegen das Gescz des Staats , zufol¬

ge dessen die Kinder aufgezogen werden sollen , ist

es . und insofern strafbar . Das Vergehen zeigt eine

■widernatürliche Roheit und Wildheit , und gehört
sonach unter diejenigen , wo der Staat den Versuch

dor Besserung ansi eilen soll . Der Kindermord ist mit -,

dem Besserungshause , bis zu erfolgter Besserung , zu

bestrafen .

(In einigen alten Republiken , welche die au gro -

fse Vermehrung , besonders der privilegirten Klasse ,

der eigentlichen Bürgerschaft , zu - fürchten hatten ,

war die Aussetzung der Kinder , vorzüglich der

schwächlichen , sonach der mittelbare Kindermord ,
erlaubt . Sie zu befehlen , hat kein Staat das Recht ,
denn er darf nichts unmoralisches , keine Sünde gegen
die Natur , befehlen . Auch blofs die Erlaubnifs durch
«in ausdrückliches Gesez ist immer unmoralisch , und
der Staat entehrt dadurch sich und seine Bürger . Ge -

,gen die Verstattung durch das Stillschweigen des Ge¬
setzes aber liifst aus Rechtsgründen sich schlechter¬

dings nichts sagen , denn für die Moralität seiner Bür¬

ger hat der Staat keine positive Sorge ; äussere Rech¬
te aber haben neugeborue Kinder nur dadurch ,
dais der Staat ihr Leben gar^mtirt , und dies ist er nur

insofern
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insofern schuldig , inwiefern die Möglichkeit seiner -

eignen Erhaltung davon abhangt . )

§ • 49 -

- Ob überhaupt die Kinder beim Leben erhalten ,
genährt und gekleidet werden , und unter Menschen
leben ; darüber hat der Staat , als über die ausschlies -
sende Bedingung ihrer Bildung zu Menschen und Bür¬

gern , das Recht der Aufsicht ; zufolge der angezeig¬
ten Bedingung des Bürgervertrags . Dafs dieses Recht
über die zur Erziehung gewählten Mittel sich nicht
erstrecke , werden wir bald sehen .

§ . 50 .
Der Staat macht es den Eltern zur Pflicht , ihre

Kinder zu erziehen . Er garantirt ilinön sonach nolh -
wendig die Bedingungen der Möglichkeit dieser Erzie¬

hung . Es gehört dahin zuförderst dies , dafs kein an¬
derer sich ihrer Kinder bemächtigen dürfe , um sie zu
erziehen . Also — der Staat ' garantirt nothwendig den
Eltern geg en andere Bürger das ausschliessende Recht ihre
Kinder jür sich, zu gehalten . Wenn ein Rechtsstreit
darüber entstehen sollte , so müfsten die Gesetze
zum Vortheil der wahren Eltern entscheiden . ■

Zur Erziehung gehört ein fortgesezter Plan ,
Gleichförmigkeit der Maximen , nach denen die Kin -
der behandelt werden . Dieser würde gestört , wenn
ein Fremder sich in die Erziehung mischen , und einen
Einflufs auf die Kinder haben wollte . Es würde über
eine solche Einmischung Klage Statt finden , und der
Staat müfste stets zum Vorlheil der wahren Eltern ent¬
scheiden . -

§ • 51 . Vor -
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,
§ • 5 1 *

Vorausgesezt , dafs die Eltern moralisch denken ,

so ist die Erziehung der Kinder ihnen Gewissenssache .

Sie wollen dieselben so sittlich gut erziehen , als sie *

nur . immer können : aber jeder hält notkweudig seine

.eignen Maximen ' für die besten und richtigsten ; —

ausserdem wäre es ja gewissenlos von ihm , dafs er

dieselben beibehielte . Aber der Staat kann keinen
*

Eingriff in Sachen des Gewissens thun . Er selbst also

kann sich auch nicht iu die Erziehung mischen .

t ■ Er hat das Recht öffentliche Erziehungsanstalten

zu machen ; aber es mufs von den Eltern abhä 'n-

gen , ob ' sie sich derselben bedienen wollen , oder

nicht . Er hat kein Zwangsrecht auf den Gebrauch

derselben .

§ • -62 .

Ueber die Maximen der Erziehung ist weder der

Staat Richter , noch irgend ein anderer Bürger , noch

das Kind , weil das leztere ja das Objekt der Ersie -

liung, .ist ; sonach sind hierüber die Eltern ihre eignen

Richter . Es kann zwischen Kindern , die noch erzo -,

gen werden , und Eltern , keinen Rechtsstreit geben .

Die Eltern sind in dieser Angelegenheit die höchste

Instanz , und souverain . Der Staat kann über die¬

ses Verhältnifs keine Gesetze geben , so wenig als er

über das Verhältnifs zwischen Mann und Weib Ge¬

setze geben darf . ' . ,

; § • 53 -

Die Herrschaft der Eltern über ihre Kinder grün¬

det sonach sich lediglich auf die Pflicht der Ellern ,
ihre



ihre Kinder zu erziehen . Diese Pflicht der Erziehung
ist durch die ' Natur eingesezt , und durch den Staat

garantirt . Die Kinder für ein Eigenthüm der Eltern
zu halten , und die Rechte der leztern auf die erstem
als Eigeiithumsrechte zu betrachten , ist eine grundlo¬
se Meinung .

§ • 54 - , ,
Der Staat hat , nach obigem , das Recht der Auf¬

sicht , ob überhaupt das Kind erzogen werde ; er hat
sonach das Recht , jeden - Gebrauch desselben , der die

Erziehung offenbar aufhebt , zu verhindern : und dar¬
um kann jtr gar nicht zulassen , dafs dasselbe als Ei -
«rentlium behandelt werde : z . B . d'afs der Sohn ver -
r * '

kauft werde .

' • § • 55 -

Nur derjenige kann vor den Gerichten , verant¬
wortlich seyn ,

" welcher frei ist . Die Kinder sind
nicht frei ; denn ^ sie stehen unter der Eotaiäfsigkeit
der Eltern . Der Vater sonach — weil er zugleich
auch der Repräsentant der Mutter ist — ist ihr ' ge¬
richtlicher Vormund . Rechte haben sie nicht , die er
zu vertheidigeu hätte : denn,sie sind noch nicht unmit -

i telbare Staatsbürger ; . aber Wenn .sie Schaden angerich -

| tet haben sollten , so ist er für - sie verantwortlich .

D er Beschädigte hält sich an den Vater , und dies
mit Recht , denn die Kinder stehen unter der Aufsicht
desselben , und der ' Vater hätte die Beschädigung ver¬
hindern sollen . Hat er sie nicht verhindert , so mufs
ei den Schaden ersetzen . — Die Kinder können kei¬

ner öffentlichen Strafe unterworfen werden ; denn sie

Q ■stehen



stehen gar nicht unter den äussern Zwangsgesetzen des

Staats . Sie stehen lediglich unter den Zwangsgfesetzen
dev Eltern . Diese bestrafen sie nach Gutdünken ,

nicht aber der Staat , dessen Bürger sie noch <*ar nicht

sind .

°

§ • 5 6 -

Der einzige Grund der Herrschaft der Eltern über

ihre Kinder ist das Bedürfnifs der Erziehung . Fällt

der Grund weg , so fällt auch das begründete we *.

Sobald die Erziehung geendigt ist , ist das Kind frei .

Aber ob sie geendigt sey, können , derBegel nach

n,ur die Eltern entscheiden , weil sie es sind , die das

Ziel derselben sich selbst gesezt haben ; und allein das¬

selbe wissen . — Entweder nun , sie urlheilen selbst,

dafs das Kind erzogen sey , so lassen sie mit gutem

freien Willen und nach eignem Ermessen dasselbefrei .

Sie sollen ja ohnedies dem Kinde immer mehr Freiheit

lassen , so wie es verständiger wird ; zwar nicht zufol¬

ge einepRechts desselben , sondern zufolge einer wich¬

tigen Regel der Erziehung . Lassen sie nun das lezte

Band , woran sie dasselbe bisher noch hielten , los , so

sind die Kinder ganz frei .

Oder , der zweite Fall ; es wird durch die Sache

selbst klar , dafs der Zweck der Erziehung erreicht sey .

Der allgemeine Zweck derselben ist die Brauchbarkeit

unserer Kräfte zur Beförderung vernünftiger Zwecke ;

und der äussere , von den Filtern zu respektirende Rich¬

ter über diese Brauchbarkeit ist der Staat . JNhin kann

zwar der Staat nicht unmittelbar die Kinder freispre¬

chen , weil er dann in die Erziehung einen Eingriff

thäte : aber er kann es mittelbar , indem er dem Sohne
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ein Staatsamt , oder ein anderes bürgerliches Recht ,
etwa die Meisterschaft in einem Handwerke durch die
Zunft , die insofern von ihm bevollmächtigt ist , über¬
trägt . Er fällt dann das Urtheil der Brauchbarkeit .- _ .
Ein Staatsamt befreit die Kinder von der väterlichen
Gewalt .

Endlich — der dritte Fall — kann die Erziehung
und mit ihr die Unterwürfigkeit der Kinder aufgeho¬
ben werden , dadurch , dafs sie , der Natur der Sache
nach , nicht mehr möglich ist . Dies geschieht durch
die Verheirathung , Die 'Tochter wird dem Willen ih¬
res Ehemannes unbegrenzt unterworfen , und kann da¬
her keinen andern Willen , dem ihrer Eltern , unterwor¬
fen bleiben . Der Mann hat ' mit unbegrenzter Zärtlich¬
keit für das Glück seiner Gattin zu sorgen ; er kann in
dieser Sorge durch keinen fremden Wüllen , den der
Eltern , sich stöhren lassen !

Aber eben darum , weil durch die VerheirathunV
Ü

die Erziehung aufhört : aber den Ehern allein zukommt ,
zu beurtheilen , wann sie aufhören könne , haben die
Eltern das Recht , den Kindern diese Erlaubnifs eine
Zeit lang zu yersagen : oder die Verheirathung dersel¬
ben aufzuschieben .

Ueberhaupt ihnen die Verheirathung zu verbie¬
ten , dazu haben sie das Recht nicht : und eben so we -
niv das , für sie zu wählen , aus den schon oben ange -
führten Gründen '.

§ • 57 -

Zwischen Mann und Weih ist Gemeinschaft des

Eigenthums . Die Kinder haben keine Gemeinschaft
O 2 amV.
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am Eigenthume , und haben überhaupt gar kein Ei *

genthum. Woher solleri sie es doch haben ? ]Nah«

rung und Kleidung sind ihnen die Eltern schuldig ,

nach eignem Ermessen ; weil ausserdem der Zweck

der Erziehung nicht erreicht würde . Diese Pflicht

ist , vyifj schon oben erinnert worden , eine Zwangs¬

pflicht der Eltern gegen den Staat , (nicht gegen

die Kinder ) und der leztere hat darüber das Hecht

der Aufsicht .

Aber die Kinder arbeiten , sagt man , und dadurch

erhalten sie ein Eigenthum . — Dies kann man nur

nach der unrichtigen und oben widerlegten Voraus¬

setzung , dais die Formation das Eigenthumsrecht be¬

gründe , behaupten . Der Zweck ihrer Arbeit ist

Uebung der Kräfte für die Erziehung , und den zu -

fälligeivNutzen derselben nehmen die Eltern mit Recht

in ihr Eigenthum auf . Das Kind kann ja gar nichts

thun , ohne den Willen der Eltern : es kann sich auch

nicht ein Eigenthum ohne ihren Willen erwerben . -

Oder soll das Eigenthumsrecht sich auf einen Contrakt

mit den Eltern gründen ? Contrahiren kann nur derje¬

nige , der frei ist : aber die Kinder haben gar keine

selbstständige Freiheit in Beziehung auf die Eltern .

Sie können sich nicht von ihnen losreifsen , und einen

eigenen Willen haben , um ihnen gegen über Parthei

ztr seyn .

§ ■ 50 *
' '

Ieder selbstständige Bürger mufs ein eignes Ver¬

mögen haben , und dem Staate ; angeben können , wo¬

von er lebe . Sonach kann der Staat mit Recht von

den ' Eltern, , die ein Kind aus ihren Iländ .en herausge¬
hen
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hen lassen , verlangen , dafs sie ihm ein gewisses Ver¬

mögen geben , oder mit einem sehr gut bezeichnenden
Worte , dafs sie dasselbe ausstatten . Wie viel aber sie
ihm geben sollen , darüber bann er nichts vorschreiben ,
sondern das hängt ab von ihrem eignen freien Ermessen .

Bei der Verheirathung müssen die beiderseitigen
Eltern der künftigen Ehegatten sich mit einander dar¬
über vertragen : ob beide etwas erbalben sollen , oder
nur Eins , und wieviel . Der Staat hat darnach gar
nicht zu fragen , woher das Vermögen komme . Er hat

nur zu fragen , ob die neue Familie , die er nur als

Familie kennt , bestehen könne .

§ • 59 -

Es steht , gänzlich in der Willkülir der Eltern , ob sie

ein Kind etwa reichlicher 'ausstatten wollen , als das

andere . Unbillig kann ein , solcher Vorzug wohl seyn ,
aber er ist nicht gegen äusseres Recht . Aus welchem

Rechtsgrunde könnte das in Nachtbeil gesezte Kind

klagen ? Alles , was es besizt , besizt es ja lediglich
durch die freie Güte der Eltern .

■
§ . 6p .

Mit dem Tode dbr Eltern hört ihr Recht in der

Sinnen welt , sonach .ihr Eigenthumsrecht gänzlich auf .

Ob die Iritestaterbschaft der Kinder zu gleichen Thei -

len einoeführt werden solle : odpr -ob den Eltern das

Recht , ein Testament zu machen zustehen solle '
; ,wie

w eit ihnen dann die freie Disposition über ihr \ ermö -

gen zum Vortheile Fremder , zukommen solle ; wieweit

die Leodtima sich erstrecken solle , wie weit das Recht
C

der Enterbung , hängt lediglich ab von der positiven

Gesezgebung des Staats , welche nach politischen Griin -
- ' den .



den über dergleichen Gegenstände entscheidet . Ent -

scheidungsgründa a priori giebt es hierüber nicht .

§ . öi .

Die Beantwortung der Frage : wie sollen , falls

die Eltern geschieden würden , die Kinder unter sie

getheilt werden , haben wir uns bis hieber Vorbehal¬

ten , weil sie nicht zu beantworten war , ohne die

gründliche Einsicht in das Verhältnifs der Eltern und
der Kinder .

Zuförderst , da die Eltern die unumschränkte Herr¬

schaft über die Kinder haben , so mufs es denen , die

sich scheiden , ganz frei stehen eine gütliche Abkunft

untereinander zu treffen . Der Staat hat darein nichts

zu reden , wenn nur die Erziehung der .Kinder gesichert
ist . Können sie sich in der Güte vereinigen , auf wel¬

che Bedingung es auch sey , so ist hein Rechtsstreit ,
und der Staat hat nichts zu entscheiden .

Erst dann , wenn beide Eltern nicht in der Güte

einig werden können ; tritt der Richterspruch des

Staats ein .

Es lassen sich nur zwei Gründe dieses Streits der

Eltern denken ; entweder er kommt daher , dafs keines

von beiden Eltern die Sorge für die Kinder überneh¬

men , sondern dieselbe , so viel nur irgend möglich ,
auf den andern Th 'eil werfen will ; oder daher , dafs

beide die Kinder für sich behalten , und dem andern

Theil so wenige als möglich davon wollen verabfol¬

gen lassen .

Im ersten Falle ist so zu entscheiden ; Die Pflicht

für die Kinder zu sorgen ist , nach obigem , nur für die
Mutter



.Matter unmittelbare , für den Vater nur mittelbare
Pflicht , abgeleitet aus seiner Liebe zur Mutter . La

diese leztere, ' mithin auch der natürliche Grund der

väterlichen Zärtlichkeit hier wegfällt , so sind die Kiir -

der der persönlichen Sorgfalt , und Pflege der Mutter

zu übergeben ; aber der Vater hat , unter Aufsicht und

Garantie des Staats die Kosten der Erhaltung herzuge¬
ben ; worüber nach den Vermogensumständen der

Eltern etwas bestimmtes festzusetzen ist .
i/t

I _ _ _Itn zweiten Falle wird die Entscheidung so aus -

fallen ; der rechtsbegründete Zweck des Staats mit den

Kindern ist die best möglichste Erziehung derselben .
!Nun ist der Regel nach — und nur nach ihr können

allgemeine Gesetze gegeben werden — die Mutter die

J zweckiniifsigste Erzieherin der Töchter , der Vater

der zweckmälsigste Erzieher der Söhne . Lie Töchter

sonacli sind der erstem , die Söhne dem leztern , zu

;]
■ übergeben .

Lafs für das im Ehebruch erzeugte Kind nicht der

Ehegatte , sondern der wahre Vater die Erhaltungsko -

sten zu entrichten habe , versteht , sich von selbst .

Grund'



Grundrifs
des

Völker - lind Weltbürgerrechts ,
( als zweiter Anhang des Naturrechts .)

I. U e b e r das Völkerrecht .

§. i .
Jeder Einzelne hat , nach obigem , das Recht , den Ein «

zelnen den er antrift , Zu nöthigen , dafs er mit ihm in
einen Staat trete , oder aus seiner Wirkungssphäre ent¬
weiche . Ist einer von beiden schon im Staate und der
andere nicht , so zwingt der erstere den andern , dafs

er mit seinem Staate sicbf vereinig ^ . Wäre keiner von
beiden schon im Staate , sö vereinigen sie sich wenig¬
stens zum Anfänge eines Staates , Es folgt daraus der

Saz : wer in keinem Staate ist , kann von dem ersten

Staate , der ihn antrift , rechtlich gezwungen werden ,
sich entweder ihm zti unterwerfen , oder aus seiner

Nahe zu entweichen !

Zufolge dieses Satzes würden allmählich alle Men¬

schen , die auf der Oberfläche der Erde wohnen , in
/

einem einzigen Staate vereinigt werden .

> 2-
Aber es wäre eben sowohl möglich , dafs an verschie¬

denen Orten abgesonderte und von einander nichts wis -



sende Menschenhaufen sich in Staaten vereinigten . An
diesem Platze der Erde wurde dieses Bediirfnifs gefühlt ,
und ihm abgeholfen , an einem andern dasselbe gefühlt ,
lind ihm abgeholfen , ohne dafs die erstem von den
zweiten , noch die zweiien von den erstem wülsten .
Auf dieä,e Weise würden auf der Erde mehrere Staaten
entstehen .

Es ist ein Beweifs , dafs der Staat nicht eine will *
kührliche Erfindung , sondern durch die Natur und
Vernunft geboten sey , wenn an allen Orten , wo Men¬
schen eine Zeit lang bei einander leben , und ein wenig
sich bilden , sie einen Staat errichten , ohne zu wissen ,
dafs bei andern ausser ihrem Umkreise dasselbe ge¬
schieht , oder geschehen ist .

Da die Oberfläche der Erde zerschnitten ist ,
durch Meere , Flüsse , Gebirge , und durch sie die
Menschen getrennt , so ward es auch dadurch nothwen -

dig , dafs verschiedene Staaten entstunden .

§ • 3.
Die Menschen in diesen verschiedenen Staaten

■wissen nichts von einander , sie stehen sonach in gar
keinem eigentlichen Rechtsverhältnisse ; da , nach obi¬

gem , die Möglichkeit alles Rechtsverhältnisses bedingt
ist durch wirklichen gegenseitigen Einflufs mit Be-

wufstseyn . .

§ ■ 4 -

Zwei Bürger aus diesen verschiedenen unabhän¬
gig von einander gebildeten Staaten , treffen auf einan¬
der . Ieder wird von dem andern die Garantie seiner
Sicherheit neben ihm fddern , zufolge seines nach -

' • gewiese -

f



gewiesenen vollkommenen Rechts ; dadurch, ' dafs der

andere sich mit ihm zugleich seinem Oberherrn unter¬

werfe . Dies : unterwirf dich meinem Oberherrn , fo-

dert jeder von ihnen mit dem gleichem Rechte , denn

jeder ist in einer rechtlichen
‘
Verfassung . Es hat so¬

nach keiner Recht ; denn ihr Recht , hebt sich gegen¬

seitig auf .

Nun aber bleibt es doch dabei , dafs sie sich ge¬

genseitig Garantie leisten müssen . Da das nun auf die

vorgeschlagene Weise nicht geschehen konnte , wie

kann es geschehen ? — Sie sollen sich beide einem

gemeinschaftlichen Richter unterwerfen ; aber jeder

liat schon seinen besondern Richter . — Ihre Rich¬

ter selbst müssen sieb vereinigen , und in Sachen , die

sie beide betreffen , derEine gemeinschaftliche Richter

beider werden ; d . h . ihre beiden Staaten müssen sich

gegenseitig anheischig machen , die Ungerechtigkeit ,
die durch einen ihrer Mitbürger einem Bürger des an¬

dern Staates widerfahren wäre , zu bestrafen , und gut

zu machen , als oh sie gegen einen eignen Bürger wä¬

re verübt worden .

Cor oll aria .

i .) Alles Yerhiiltnifs der Staaten gründet sich auf

das rechtliche Yerhiiltnifs ihrer Bürger . Der Staat

an sich ist nichts , als ein abstrakter BegrifF : nur die

Bürger , als solche , sind wirkliche Personen . — Fer¬

ner , dieses Verhältnils gründet sich ganz bestimmt

auf die angezeigte Rechtspflicht ihrer Bürger , einan¬
der , wenn sie in der Sinnen weit Zusammentreffen ,
die gegenseitige Garantie zu leisten . Also stehen zu -

mächstnur diejenigen Staaten im Verhältnisse zu ein¬
ander ,



251

ander , die mit einander grenzen . Wie im Räume
getrennte Staaten , dennoch in ein Yerhältnifs kom¬
men können , werden wir tiefer unten sehen .

2 . ) Dieses Yerhältnifs der Staaten besteht darin ,
dafs sie einander gegenseitig die Sicherheit ihrer
Bürger , so wid den Bürgern ihres eignen Staates ,
garantiren . Die Contraktsformel ist die : ich mache
mich verantwortlich für allen Schaden , den meine
Bürger den deinigen zufügen könnten , unter der Be¬
dingung , dafs du gleichfalls verantwortlich seyst für
allen Schaden , den deine Bürger den ineinigen zufii -

gen könnten .

3 . ) Ein solcher Vertrag irmfs ausdrücklich ge¬
schlossen werden ; und liegt nicht schon im Staats¬
bürgervertrage ; und dafs er geschlossen sey , mufs
den Bürgern durch die Gesezgebung angekündigt
werden . Den Bedingungen desStaatsbürgervertrags
thut der Bürger, ' schon dadurch Genüge , dafs er nur
nicht die Rechte seiner Mitbürger verlezt ; auf Frem¬
de ist dabei nicht , gesehen . Erst zufolge dieses Ver¬
trags wird es Gesez , auch die Rechte der mit dein
Staat e im Vertrage stehenden Staaten zu r.espektiren ,
und die Verletzung derselben wird nun erst ein straf¬
würdiges Vergehen .

§ • 5 -

In dem beschriebenen Vertrage der Staaten mit
einander ist die gegenseitige Anerkennung nothwendig
mit enthalten , und wird für die Möglichkeit jenes Ver¬
trags vorausgesezt . Beide , Staaten nehmen gegenseitig ,
jeder die Gewährleistung des andern für seine Bürger
an , als eine gültige Garantie , und nehmen gegen die¬

selbe
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selbe keine weitern Sicherungsmaafsregeln ; es sezt so¬

nach jeder voraus , dafs der andere eine legale Verfas -.

sung habe , und ' für seine Bürger einstehen könne .

Ieder Staat hat sonach das Hecht , über die Lega¬

lität eines andern Staates , mit dessen Bürgern die sei -

nigen in Verbindung kommen , zu ^ rtheilen . Doch er¬

streckt auch , welches wohl zu .merken ist , das Recht

dieses Urtheils sich nicht weiter , als darüber , ob der

bdnachbartfe Staat zn eine ’m äussern legalen Verhältnis¬

se tauge . Die innere Verfassung geht keinem das ge¬

ringste an , und er hat darüber das Recht des Urtheils

nicht .

•Hierin besteht die gegenseitige Unabhängigkeit

derStaaten .

•
§ . 6 .

'■

Iedes Volk , das nur nicht im Naturstande lebt ,

sondern eine . Obrigkeit bat , sie sey beschaffen , wie sie

wolle , bat ein Zwangsrecht auf die Anerkennung durch

die benachbarten Staaten . Der Beweifs geht aus d$m

obigen hfervor : und ist daselbst unmittelbar schon ge¬

führt , Der Staat kann den Bürger eines andern Staa¬

tes nicht nöthigen , sich ihm zu unterwerfen : denn der

benachbarte - Staat hätte dann dasselbe Recht , welches

sich widerspricht . Doch myifs er sich Garantie von

ihm gehen lassen für die Sicherheit seiner Bürger , \und

sie ihm geben , dies ist aber nur möglich unter Bedin¬

gung der Anerkennung . — Einen Staat nicht an¬

erkennen , heifst , seine Bürger für solche ausgehen ,

die in gar keiner rechtlichen Verfassung stehen : dar¬

aus aber folgt das Recht , sie au unterjochen . Die
Ver -
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) .

Verweigerung der Anerkennung 'giebt sonach ein gül¬
tiges Recht zum Kriege .o o

Die Staaten sind nothwendig unabhängig von ein¬
ander und selbstständig .

§ • 7 -

Auf ehr Volk , das keine Obrigkeit liat , SGnachkein
Staat ist , hat der benachbarte Staat das Recht , es ent¬
weder sich selbst zu unterwerfen , öderes zunöthigen ,
dafs es sich eine Verfassung gebe , oder es aus seiner
Nachbarschaft zu vertreiben . Der Grund davon ist
der : wer dem andern nicht Garantie für die Sicherheit
seiner Rechte leisten kann , der hat selbst keine . Ein
solches Volk würde sonach völlig rechtslos .

(Man befürchte nicht , dafs durch diesen Saz et¬
was für eroberungssüchtige Mächte gewonnen werde .
Es giebt wohl nicht leicht ein ,Volk , wie das beschrie¬
bene ; und der Saz wird mehr um der Vollständigkeit
d : r Argumentation , als ' um der Anwendung willen ,
aufgestellt . Jedes Volk , das auch nur einen Anführer
zum Kriege hat , hat ohne Zweifel feine Obrigkeit . Die
fränkischen Republikaner schlugen die coalisirtenMäclv
te einmal über * das andere , während diese zweifelten ,
oh sie auch eine Regierung hätten , und fragten , mit
wem sie denn eigentlich Friede schliessen sollten . Hät¬
ten sie sich doch bei der - nächsten Quelle , mit der sie
in Berührung standen , bei denen , von welchen sie ge¬
schlagen worden, ' erkundigt , wer sie denn eigentlich
in der Schlacht kommandire . Vielleicht , dafs diesel¬
ben , die den Befehl gegeben hatten , sie ' zu schlagen ,
auchulen Befehl hätten geben können , .sie in Ruh ® zu
lassen . Endlich , nachdem sie nur hinlänglich geschla¬

gen



gen sind , haben sie sich auch glücklich , auf diesen Aus*

weg besonnen , und entdeckt , dafs die Franken denn

doch eine Regierung haben müfsten .)

§ • 8 *

Die benachbarten Staaten garantiren sich gegen¬

seitig die Eigentumsrechte ihrer Bürger . Es mufs so¬

nach noth wen dig über die Grenzen dieser Rechte zwi¬

schen ihnen etwas festgesezt : werden . Die Bestimmung

dieser Grenzen ist schon dutch den Vertrag geschehen ,

den jeder Staat mit seinen eignen Bürgern schlofs , und

braucht nicht erst jezt zu geschehen . Der an den

Staat B grenzende Bürger des Staats . A , hat gegen sei »

nen Staat erklärt , dafs er bi .s so weitEigent .hüuierseyn

wolle , und der Staat hat es zugegeben ; eben so der

unmittelbar mit jenem grenzende Bürger des Staats B

gegen seinen Staat . Diese Verträge werden jezt auch

durch die benachbarten Staaten , als solche , im ISahuieu

ihrer Bürger , und vor ihnen gaiantirt . Was anfangs

nur die eignen Mitbürger verband , verbindet von nun

an auch die Bürger der benachbarten Staaten . Streitig¬

keiten , die darüber allenfalls yorkommen könnten , wer¬

den entschieden , so vyie Einzelne auf dem Boden des

BJaturrechts sie entscheiden ; durch gütlicheUebcrein -

kunft , weil es keine Rechtsgründe a priori giebt , war -

„um ein Objekt vielmehr ' diesem als jenem zugehören

solle . E>«e erste Bedingung des legalen Verhältnisses

zwischen Staaten ist sonach die Grenzziehung . Diese

mufs ganz
'bestinimt und unzweideutig festgesezt seyn ;

« usseulem würden in der Zukunft Grenzstreiligkeiten

entstehen . — Es gehört darzu nicht blois die Grenze

des Grundes und Bodens ; sondern auch die Grenzbe -

itumnung gewisser Rechte ; z . B . der Fischerei , der

Jagd ,



Iagd , der Schiffarth u . s . w . Die Grenze der Bürger
wird für die Staaten Grenze des Staats .

§ • 9 -
Beide Staaten sind in diesem Vertrage einander

völlig gleich . Was der eine thut , um den Bürger des
andern vor Schaden zu bewahren , mufs der andere
auch thun , in Beziehung auf die Bürger des erster » ;
welche Gesetze der eine in dieser Rücksicht giebt , die¬
selben mufs der andere auch geben . Gröfsere Sorgfalt
aber anzuwenden , als der Andere in Beziehung auf ihn
anwendet , ist keiner verbunden . Es ist sonach sehr
wohl möglich , dafs in einem Staate die Rechte der
Mitbürger mehr geschüzt seyen , als die der Fremden ,
weil vielleicht der andere Staat sich von seiner Seite
zu keinem sorgfältigem Schutze verstehen wollte ; ja
es ist möglich , dafs das Eigenthum der Fremden aus
einem benachbarten Staate mehr geschüzt sey , als das
der Fremden aus einem andern ; weil der erstere Staat
auch von seiner Seite gröfsere Sorgfalt anwendet . Das
ganze Verhältnifs gründet sich lediglich auf Ueber -
«sinkunft .

§ . 10 .

Durch diesen Vertrag erhalten die darin begriffe¬
nen Staaten das Recht der gegenseitigen Aufsicht auf
einander , ob in jedem diesem Vertrage gemäfs verfah¬
ren und die zufolge desselben gegebenen Gesetze in
Ausübung gebracht werden . Der Grund davon liifst
sich leicht einsehen . Der Vertrag verbindet nur , inr
wiefern beide Theile ihn halten ' sonach müssen beide
wissen , ob er von dem andern gehalten werde , um dar¬
nach ihre eigne Verbindlichkeit heurtheilen zu können .

Diese



Dip .se Aufsicht kann nur geschehen in dem Staat «

seihst , welcher -beobachtet wird . TJm sie auszuüben ,

müssen , daher die Staaten einander gegenseitig Gesand¬

ten zuschirken . ' Es können allerdings , um entweder

den jezt , beschriebenen oder irgend einen besondern

Vertrag abzuschliessen , Gesandte von einem Staate in

den andern geschickt werden ; aber diese Bestimmung

'derselben ist theils vorübergehend , theils zufällig ,

( man nennt dergleichen Gesaudschaften Ambassaden .)

■. Der eigentliche ursprüngliche Charakter eines bestän¬

digen , residirendtn Gesandten , ( (.residenten , Charge

d 'affaires ) besteht darin , dafs er Aufsicht - halte , ob

der Staat , an welchen er geschickt ist , seinen Verbind¬

lichkeiten gegen den Staat , der ihh abgescuickt hat , Ge -

mioe thue "; dafs er auch \wohl den erstem an seine
O •

”

Pflicht erinnere , und die vertragsmäßigen Handlungen

fodere . In die inncrn einheimischen Angelegenheiten

des Staats aber , an welchen er gesendeE ist , darf er

sich nicht einmiseben ; weil der ihn autörisireude Staat

es selbst nicht darf .

§ •

'Da der Gesandte in einer gewissen Rücksicht die

Aufsicht über den Staat, ' an welchen er abgeschickt ist ,

hat , so kann er von demselben nicht abhängen ; widri¬

genfalls er ja gehorchen miifste , und durch den be-

fohlnen Gehorsam die Absicht seiner Sendung vereitelt -

werden könnte . Er steht , so lange er sich in den Gren¬

zen seiner Gesandtschaft ' hält , lediglich
' unter seiner

eignen Obrigkeit , und diese allein hat über ihn zu

richten .
' Er ist sonach für den Staat , an welchen er

I

gesandt ist , lieilig , und unverlezlith ; er repräseutirfc
semen
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seinen eignen unabhängigen Staat . (Die Freiheit vonallen Auflagen ist dem Gesandten von Rechtswegen zu¬
zugestehen : die Abgaben sind ein Beitrag zur schützen¬den Staatsgewalt ; er aber istkein Bürger dieses Staats .Dafs ein Gefandter diese Freiheit über seine eigne Per¬son ausdehne , und sich ihrer zu einem Schleichhandelbediene , ist so unwürdig und niederträchtig , dals mandie Möglichkeit davon in den Verträgen , welche die■ Staaten mit einander abschliessen , nicht füglich vor -

■ aussetzen kann .)

Ueberschreitet der Gesandte die Grenzen seiner
Gesandscbaft , indem er entweder einen Einflufs in die

1 einheimifchen Gefcbäfte sich zu erwerben sucht , oder
; durch Vergehungen Unordnungen stiftet , so wird der

Staat , an welchen er geschickt ist , zwar nicht sein
Richter , denn er hat den Gesetzen desselben sich nie
unterworfen , aber er erhält das Recht , ihn zurück zuschicken , und von dem absendenden Staate Genug -
thuung zu begehren .

§ . 12 .
Ist der Vertrag zwischen beiden Staaten nur klar ,und fest bestimmt — es ist , da er nie eine grofse Men -

I
ge von Gegenständen begreifen kann , sehr leicht , ihn
genau zu bestimmen , und ein Mangel an Bestimmtheit
■würde schon den bösen Willen entdecken , welcher ei -

I; ,nen Vorwand zu künftigen Kriegen sucht — so ist
, | nicht leicht , oder gar nicht eine Ungerechtigkeit 'aus1 Irrihum möglich , sondern er läfst dann mit hoher

Wahrscheinlichkeit sich auf bösen Willen schliessen .Doch verhalte sich dies , wie es wolle : die Verletzungdes Vertrags giebt ein Recht zum Kriege , so gut als
R die



die versagte Anerkennung . In beiden Fällen zeigt der

zu bekriegende Staat , daE mit . ihm ein legales Verhält -

nifs nicht möglich ist , dafs er selbst sonach gar keine

Rechte hat .

§ • x 3 -
Das Recht des Kriegs , ist , wie nach obigem ( S.

in , i . Th .) alles Zwangsrecht , unendlich . Der be¬

kriegte hat keine Rechte , weil er die Rechte des krieg -

führenden Staats nicht anerkennen will . — Er bittet

etwa späterhin um Friede , und erbietet sich von nun

an gerecht zu seyn . Wie soll aber der kriegführende

überzeugt werden , dafs es ihm Ernst sey , und dafs

er sich nicht blofs eine bessere Gelegenheit ersehen

wolle um ihu zu unterdrücken ? Welche Garantie kann ,

er ihm dagegen geben ? — Also der natürliche Zweck

des Kriegs ist immer die Vernichtung - des bekriegten

Staats r d . i . die Unterwerfung seiner Bürger . — Es

kann wohl seyn , dafs zuweilen ein Friede , (eigentlich

nur ein Waffenstillstand ) geschlossen wird , weil ent¬

weder ein Staat , oder weil beide gegenwärtig entkräf¬

tetsind ; aber das gegenseitige Miistrauen .bleibt,und der

Zweck der Unterjochung bleibt gleichfalls bei beiden .

_ f r 4> .
' •

Nur die bewafnete Macht der kriegenden Staaten

führt den Krieg ; nicht der unbewafnete Bürger , noch

wird er gegen diesen geführt . Derjenige Theil des •;

Staatsgebiets , den die Truppen desselben nicht mehr

bedecken , wird , da ja der Zweck des Kriegs die Un¬

terwerfung des bekriegten Staats ist , eine Acquisition

des Eroberers ; und dieser kann ja , ohne völlig zweck - \

widrig , und vernunftwidrig , also auch (Kriegs -) Rechts , j
widrig j
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widrig zu handeln , seine neuen Bürger nicht ausplün¬

dern , noch seinen eignen Besiz verheeren . Sobald

er die bewafneten Vertheidiger des Landes vertrieben

hat , sind die unbewafneten seine Unterthauen . Der¬

jenige Theil des Staatsgebiets - aber , den die Truppen

desselben noch bedecken , ist dem Feinde ' nicht unter¬

worfen . Den ersten kann er um seines eignen Zwecks

willen nicht verheeren ; den zweiten zu verheeren ist

physisch unmöglich . — Die gewöhnliche Art Krieg

zu führen , ist allerdings vernunftwidrig , und barba¬

risch . Der Eroberer verwüstet die eroberten Provin¬

zen , um in der Eil soviel als möglich daraus zu ziehen ,

und dem Feinde so wenig als möglich darin zurückzn »

gehen . Er rechnet also nicht darauf, - sie zu behalten .

Wenn dies ist , warum führt er denn eigentlich Krieg ?

Der entwafnele Soldat ist gleichfalls nicht mehr

Feind , sondern Unterthan . Dafs er bei uns Kriegsge .

fangner wird , um ausgewechselt zu werden , ist eine

willkührliche Einrichtung unserer neuen Politik , die

schon bei Zeiten darauf denkt , dafs sie mit dem Fein¬

de wieder in Unterhandlung treten werde , und über -

baunt keinen tüchtigen vor sich selbst bestehenden

Zweck bei ihren Kriegen hat .

Der Zweck eines Kriegszuges ist gar nicht der ,

zu födten , sondern nur der , die bewafneten , die den

Bürger , und sein Land bedecken , zu vertreiben , und

zu entwafnen . Im Handgemenge , wo Mann an Mann

geräth , tödtet einer seinen Gegner , um nicht von ihm

getödtet zu werden ; zufolge seines eignen Rechts der

Selbsterhaltung , nicht aber zufolge eines ihm von seinem

Staate verliehenen Rechts , todt zu schlagen ; welches

B. 2 derselbe



derselbe nicht hat , und folglich auch nicht verleihen
kann . So läfst auch die neuere Art mit Kanonen und
anderm Schiefsgewehr Krieg zu führen , sich ansehen .
Es ist nicht der Zweck , durch die Kugeln zu tödteu ,
sondern nur , den Feind von den Plätzen abzuhalten ,
wo dieselben fallen . Geht er denn doch dahin , so ist
es seine Schuld , wenn er von der , nicht gerade auf
ihn gerichteten , Kugel getroffen wird . ( Der Ver¬
nunft nach , sollte inan den Feind erst benachrichtigen ,
dafs inan einen Posten beschiefsen werde , wenn er
ihn nicht , in Gutem verlasse ; gerade so , wie man Fe¬
stungen erst zur Uebergabe auffodert , ehe man sie be¬
schielst . ) Das einzige in unserer neuern Kriegskunst ,
was schlechthin rechtswidrig ist , sind die Scharf¬
schützen , die im Dickicht auflauern , und kaltblü¬
tig , und selbst gesichert nach dem Menschen zie¬
len , wie nach einer Scheibe . Bei ihnen ist det
Mord Zweck . ( Ihr erster Gebrauch gegen policirte
Kationen , [von dem Hause Oesterreich gegen PreussenJ
erregte auch wirklich die allgemeine Indignation von
Europa . Iezt haben wir uns daran gewöhnt , und all¬
men es nach ; und dies macht uns wenig Ehre .)

§ • VF
D er verlezte Staat hat , wie wir gesehen haben ,

das vollkommene Recht , den ungerechten Staat zu be¬
kriegen , bis er ihn als für sich bestehenden Staat , aus -
getilgt , und seine Unterthanen mit sich selbst vereinigt
habe ; und so wäre denn der Krieg ein sicheres , und
ganz rechtliches Mittel die Legalität in dem Verhält¬
nisse der Staaten zu einander zu sichern : wenn man
nur ein Mittel linden könnte , durch welches der , der

die
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die gerechte Sache hat , stets der Sieger ware . Da
aber auch unter den Staaten nicht jeder gerade so viel
Gewalt hat , als er Recht hat , so dürfte durch den

Krieg das Unrecht wohl eben so sehr , oder auch noch

mehr befördert werden , als das Recht .

Nun bleibt allerdings der Krieg das einzige Mittel ,
einen Staat zu zwingen : es müfste sonach nur darauf

gedacht werden , es so einzurichten , dafs in ihm die

gerechte Sache stets siegte , und die mächtigere wäre .
— Macht entsteht durch die Menge ; es müfsten so¬
nach mehrere Staaten für die Behauptung des rechtli¬
chen Verhältnisses unter ihnen sich verbinden -, und

den ungerechten mit vereinigter Macht anfallen . —

Dafs dadurch eine stets siegreiche Macht entstehen
•würde , daran ist wohl nicht leicht ein Zweifel : aber

es ist eine höhere Frage : wie kann man es dahin brin¬

gen , dafs diese Vereinigung der Staaten stets gerecht
spreche ?

Ich führe zuförderst die angegebene Idee weiter

aus .

§ . 16.
Mehrere Staaten vereinigen sich , und garantiren .

» ich selbst unter einander und gegen jeden , der auch
nicht mit in der Verbindung ist , ihre Unabhängigkeit ,
und die Unverlezlichkeit des eben beschriebenen Ver¬

trags . Die Formel dieses Bundes würde diese seyn ;
wir alle versprechen mit vereinigter Macht denjenigen .
Staat , stehe er mit im Bunde , oder nicht , auszulil -

gen , welcher die Unabhängigkeit eines von uns nicht

anerkennen , oder den , zwischen einem von uns und

ihm bestehenden Vertrag brechen wird .
Ich
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Teil sage die Formel dieses Bundes : denn , das be¬
schriebene wäre ein Völkerbund , keinesweges ein f 'ül-
kerscaat . Der Unterschied gründet sich darauf . In
den Staat zu treten kann der einzelne gezwungen wer¬
den ; weil ausserdem ein rechtliches Verhältnifs mit
ihm gar nicht möglich ist . Aber kein Staat kann ge¬
zwungen werden , diesem Bunde beizutreten , weil
er auch ausser ihm in einem rechtlichen Verhältnisse
seyn kann . In dasselbe sezt er sich mit den benachbar¬
ten Staaten schon dadurch , dafs er sie anerkennt , und
den oben beschriebenen Vertrag mit ihnen schliefst :
auf -positiven Schuz des andern Staates , hat kein Staat
das Zwangsrecht . — Also es ist eine freiwillige , kei -
nesweges eine durch Zwang zu begründende Verbin¬
dung , und eine solche nennt man einen Bund .

§ • 17 -

Ob die Unabhängigkeit eines Staats anerkannt
werde ' oder nicht , ergiebt sich sogleich daraus , ob der
andere Staat sich mit ihm in den oben beschriebenen
Vertrag einlasse : hat er das gethan , so hater aner¬
kannt , weigert er sich es zu thun . so will er nicht an¬
erkennen . Ueher diesen Umstand sonach kann der
Bund in seinem Fvichterspmclie sich nicht irren . —.
JVTit Wissen und Willen aber ein ungerechtes Urtheil
fällen , kann er nicht , ohne dals alle Welt sehe , dals
es ungerecht sey ; und auf einige Schaam sollte man
doch hoffentlich bei ihm rechnen können . Die Beant¬
wortung der Frage , ob der Vertrag erfüllt sey , oder
nicht , hängt ah theils von der Zuverlässigkeit des bei¬
gebrachten Factum , theils von den Worten des Ver¬
trags . Was zuförderst das erste an betrift : alle Staaten

sollen
4f
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sollen schon zufolge des Staatsbürgerrechts , mitPubH -
iitSt verfahren ; ob etwas geschehen sey oder nicht ,
mufs sich sonach wohl ausmadhen lassen . Der einer
Unterlassung beschuldigte Staat nmfs den positiven Be-
weils führen , dafs ge 1c heben -' fey , was gefodert wor¬
den , dafs z . B . ein Verbrecher bestraft , ein Schaden
ersezt sey , u . dergl . und so etwas sollte sich ja doch
wohl ins Reine bringen lassen . Wenn ein Staat dem
Bundesgerichte sich nicht stellen wollte , so gäbe er
Schon dadurch seineSache auf , und es wäregegen ihn
zu verfahren . — Es könnte etwa ein nicht zum Bun¬
de gehörender Staat sagen : was geht dieses Gericht
mich an ; es ist nicht mein Richter . Darauf wäre ihm
zu antworten : seiner Parthei ist er denn doch verant¬
wortlich zufolge des Vertrags . Wenn nun diese das

Bundesgericht an ihre eigne Stelle sezt, ' so hat sie dar -
zu ohne Zweifel das vollkommenste Recht .

Was die Einsicht in den Vertrag anbelangt , so
erhält , gerade ; weil er nach demselben richten soll ,
der Bund das Recht der Oberaufsicht über die Klarheit
und Bestimmtheit desselben . Es werden ja alle Ver¬

träge mit den verbündeten Staaten unter seiner Garan¬

tie geschlossen . Unbestimmtheit derselben kann et
nicht dulden , weil er nach ihnen zwischen den strei¬
tenden Partheien Recht sprechen soll . — Dadurch

versichert man sich denn auch seiner eignen Rechtlich¬

keit . Er kann nicht ungerecht richten , ohne dafs alle

es sehen . — Ferner bedenke man , dafs diese ver¬

schiedenen in ihren Privatinteressen getheilten Staaten ,

gar kein gemeinschaftliches Interesse haben können ,

ungerechtzu verfahren . Ein ungerechter Richterspruch
giebt
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giebt ein Beispiel gegen sie selbst . Nach den Grund¬

sätzen , nach denen sie andere richten , werden sic

selbst gerichtet werden .

§* rß .
Der Bund mufs seine Rechtssurtheile auch zur

Exekution bringen können . Dies geschieht , wie aus

dem obigen klar ist , durch einen Vernichtungskrieg

gegen den im Bundsgerichte verfallnen Staat . Der

Bund mufs sonach bewafnet seyn . Es könnte die Fra¬

ge entstehen , ob eine besondere stehende Bundesarmee

errichtet , oder ob nur im wirklichen Falle des Krieges
eine Exekutionsarmee aus Beiträgen der verbündeten

Staaten gesammelt werden solle . Da hoffentlich der

Fall des Krieges selten , und späterhin nie eintreten

wird , so würde ich für da3 leztere stimmen : denn wo¬

zu eine stehende Bundesarmee , welche , der Voraus¬

setzung nach , gröfstentheils müssigseyn müfste ?

§ . 49 .

Aber die absolute Unmöglichkeit eines ungerech¬

ten Richterspruchs des Völkerbundes ist doch noch

nicht dargethan worden ? Diese läfst sich nicht dar -

thun : eben so wenig als im Staatsrecbte sich die abso¬

lute Unmöglichkeit eines ungerechten Richterspruchs

des versammelten Volks dartliun liefs . So lange die

reine Vernunft nicht in Person auf der Erde erscheint ,
und das Richteramt übernimmt , mufs immer ein höch¬

ster Richter seyn , der , weil er denn doch endlich ist ,
sich irren odereinen bösen Willen haben kann : die

Aufgabe ist nur ; denjenigen zu finden , von dem dies

am allerwenigsten zn befürchten sey : und dieser ist ,
über
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über das bürgerliche Verhältnifs , die Nation ; über das
Staatenvsrhältnifs , der beschriebene Völkerbund . —

§ . 20 .
Wie dieser Bund sich weiter verbreitet , und all -

xuählig die ganze Erde umfafst , tritt der ewige Friede
ein ; das einzige rechtmäfsige Verhältnifs der Staaten ;
indem der Krieg , wenn er von Staaten , die Richter
in ihrer Sache sind , geführt wird , eben so leicht das
Unrecht siegend machen kann , als das Recht ; oder ,
wenn er auch unter der Leitung eines gerechten Völ¬
kerbunds steht , doch nur das Mittel ist zum lezten
Zweck , zur Erhaltung des Friedens ; keinesweges aber“

der lezte Zweck selbst .

II . V om Weltbürgerrechte »

§ . 21 .

leder Bürger hat das Recht , auf dem ganze »

Staatsgebiete , seinen Verrichtungen nachzugehen, .
Dieses Recht ist ein Theil der ihm durch den Staats *

vertrag garantirten Bürgerrechte . Der Gesandte des
fremden Staats , hat , zufolge des Vertrags der beiden
Staaten , das Recht , in das Land seiner Bestimmung
zu kommen , es zu durchreisen : und sich an alle die
Orte zu begeben , wohin ihn sein Auftrag ruft . Er hat
das Recht zum Zwecke , zur Aufsicht über die ver -
tragsmäfsigen Leistungen : er hates sonach auch zu
den Mitteln . Er weilst seine Bevollmächtigung an

den

/
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den Grenzen vor ; und es ist nun Pflicht des Staats ,

an welchen er geschickt ist , ihn einzulassen . Die unbe¬

dingte Abweisung desselben , als eines Gesandten über¬

haupt — wenn nicht etwa besondere Gründe der Un¬

zufriedenheit mit seiner Person Statt finden , und der

abweisende Staat erklärte , da 1s er eine andere Person

gerne aufnehmen würde , — würde ein Recht zum

Kriege begründen . Privatpersonen des Einen aner¬

kannten und freundschaftlichen Staats verfügen sich in

einen andern ; etwa um ihrer Geschäfte willen , oder

auch blofs zum Vergnügen . Tn diesem Falle wird nach

den bestehenden Verträgen geurtheilt . Haben beide

Staaten sich die Sicherheit ihrer gegenseitigen Bürger

garantirt , auch wenn sie auf das Gebiet des andern

Staats kommen , so ist der Bürger sicher , zufolge die¬

ses Vertrags . Dafs er aber ein Bürger dieses bestimm¬

ten Staats ist , thut er dar durch Vorzeigung seines Pas¬

ses an der Grenze .

Aber , wenn ein Fremder , der von keinem ver¬

bündeten Staate weder abgesendet , noch durch einen

Vertrag mit einem solchen berechtigt ist , das Staatsge¬

biet betritt , was ist dann Rechtens ? Diese einzige

noch übrige Rechtsfrage ist es , die das Weltbürger¬

recht zu beantworten hat .

§ . 22 .

Alle positiven Rechte , die Rechte auf etwas , grün¬

den sich auf einen Vertrag . Nun hat dieser fremde

Ankömmling gar keinen Vertrag mit dem besuchten

Staate , für sich ; weder dafs er für seine Person einen

geschlossen hätte , noch dafs ersieh auf einen berufen
könnte ,
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könnte , den sein Staat für ihn geschlossen ; denn er

ist , der Voraussetzung nach , entweder aus keinem

Staate , oder der besuchte Staat kennt seinen Staat

nicht , und steht mit demselben in keinem Vertrage .

Ist er denn also recbtslos , oder hat er doch Rechte ;

welche und aus welchem Grunde ? Er hat das ur¬

sprüngliche Menschenrecht , das allen Rechtsverträgen

vorausgeht , und allein sie möglich macht : das Recht ,

auf die Voraussetzung aller Menschen , dafs sie mit ihm

durch Verträge in ein rechtliches Perkältnifs kommen kön¬

nen . Dies allein ist das eigentliche Menschenrecht ,

das den Menschen , als Menschen , zu kommt ; die Mög¬

lichkeit sich Rechte zu erwerben . Diese , aber auch

nur sie , mufs jedem zugestanden werden , der sie nicht

ausdrücklich durch seine Handlungen verwirkt hat . —

Dies wird durch Gegensaz vielleicht deutlicher . Nem -

lich , derjenige , mit welchem der Staat den Bürger¬

vertrag aufhebt , verliert alle seine dadurch erlangten

positiven Rechte ; nicht nur aber sie , sondern auch

das Recht , sich in dieser GesellSchaft Rechte zu erwer¬

ben , weil er die absolute Unmöglichkeit , sich mit

ihm in ein rechtliches Verhältnifs zu setzen , schon ge¬

zeigt hat . Der neue Ankömmling hat eben so wenig

positive Rechte , als d « r erste ; aber das Recht hat er ,
zu fodern , dafs man die Möglichkeit annehme , mit

ihm in ein rechtliches Verhältnifs zu kommen .

Aus diesem Rechte folgt sein Recht , das Gebiet

des fremden Staats zu betreten ; denn wer das Recht

zum Zwecke bat , hat es zu den Mitteln ; aber er kann

den Versuch , in ein rechtliches Verhältnifs mit diesem

Staate sich zu versetzen , nicht machen , ohne auf sein
Gebiet



Gebiet zu ihm zu kommen , und ihm eine Verbindung ,
anzutragen .

In diesem Rechte , auf dem Erdboden frei herum »
sugehen , und sich au einer rechtlichen Verbindung an »
zutragen , besteht das Recht des blofsen Weltbürgers .

§ > 23 .

Der Rechtsgrund des fremden Ankömmlings , das
Gebiet eines Staats au becreten , war sein Recht einen
Umgang mit den Bürgern dieses Staates zu versuchen
und anzutragen . Zuförderst also bat der besuchte Staat
das Recht , den fremden zu fragen , was er wolle , und
ihn zur Erklärung zu zwingen . Erklärt er sich nicht ,
so fällt sein Rechtsgrund Weg ; und er ist von den
Grenzen abzuweisen . »— Eben so ; erklärt er sich
zwar , aber sein Antrag wird nicht angenommen , so
wird sein Rechtsgrund gleichfalls aufgehoben , und er
mit Recht über die Grenze gewiesen . Doch mufs dies
geschehen unbeschadet seiner Erhaltung . Denn es
bleibt ihm die Möglichkeit übrig , mit einem andern
Staate in Verbindung zu treten , nachdem es mit die¬
sem nicht gelang . Diese ist sein vollkommenes Recht ,
und darf ihm nicht geraubt werden .

§ • 2 4
Wird sein Antrag angenommen , so stellt er von

nun an , unmittelbar ( für seine Person ohne Dazwischen -
kunft eines Staats von seiner Seite ) im Vertrage mit
diesem Staate ; und die gegenseitigen Rechte beider
Partheien , werden durch diesen Vertrag bestimmt .
Zuförderst , schon dadurch , dafs er sich in einen Ver -
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trag eingelassen , hat er den Staat , als ein rechtliches

Subjekt anerkannt , mithin die Eigenthumsrechte seiner

einzelnen Bürger zugleich mit anerkannt . Die9 braucht

er nicht ausdrücklich zu versprechen ; es folgt unmit¬

telbar aus der Handlung des Vertragens . Den übrigen
Gesetzen des Staates ist er unterworfen , lediglich in¬

wiefern er sich denselben unterworfen hat .

Uebrigens wird dieser Staat nothwendig sein
Richter ; denn , da kein anderer Staat für ihn in das
Mittel getreten ist , so wie für den G esandten , so giebt
es keinen andern Richter in seinen Angelegenheiten .
So lästig ihm dieser Umstand fallen möge , so mufs er
sich demselben doch unterwerfen , denn er iit unver¬
meidlich .
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